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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. April 1971 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates betreffend die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. März 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R Madel, 5307 Waditbeig- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54. Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
betreffend die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffent- 
licher Lieferaufträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
auf dem Gebiet der öffentlichen Lieferaufträge sind 
gemäß den Artikeln 30 ff. des Vertrags entsprechend 
den Grundsätzen, welche die Kommission in ihrer 
auf Artikel 33 Ziffer 7 gestützten Richtlinie vom 
17. Dezember 1969 betreffend die Lieferungen von 
Waren an den Staat, seine Gebietskörperschaften 
und die sonstigen juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts aufgestellt hat, verboten. 


Solange noch keine Maßnahmen zur Koordinie- 
rung der auf die Verkehrsunternehmen anwend- 
baren Verfahren ausgearbeitet sind, die der oben 
erwähnten besonderen Lage Rechnung tragen, sind 
vom Anwendungsbereich der Richtlinie die vorge- 
nannten Unternehmen auszuschließen, die ihrem 
Rechtsstatus nach hierunter fallen würden. 

Es ist zu vermeiden, daß die Versorgungsbetriebe 
für Wasser und Energie bei ihren Lieferaufträgen 
unterschiedlichen Regelungen unterliegen, je nach- 
dem sie Eigenbetriebe des Staates oder seiner Ge- 
bietskörperschaften sind oder eine gesonderte 
Rechtspersönlichkeit besitzen; vom Anwendungs- 
bereich der Richtlinie sind daher diejenigen Ver- 
sorgungsbetriebe, die Eigenbetriebe des Staates oder 
seiner Gebietskörperschaften sind, auszuschließen, 
bis es auf Grund der Erfahrungen möglich ist, eine 
endgültige Lösung zu wählen. 

Zwar sind Ausnahmefälle vorzusehen, auf welche 
die Maßnahmen zur Koordinierung der Verfahren 
nicht unbedingt anzuwenden sind; diese Fälle sind 
jedoch ausdrücklich zu beschränken. 


Es ist erforderlich, daß neben dieses Verbot eine 
Koordinierung der Verfahren auf dem Gebiet der 
öffentlichen Lieferaufträge tritt, um durch die Ein- 
führung gleicher Bedingungen für die Beteiligung an 
diesen Ausschreibungen in allen Mitgliedstaaten 
eine übersichtliche Lage zu schaffen, die eine bessere 
Kontrolle dieses Verbots ermöglicht. 

Auf dem Gebiet der öffentlichen Bauaufträge 
stützte sich die Koordinierung auf bestimmte Grund- 
sätze, die das Verbot der Beschreibung technischer 
Merkmale mit diskriminierender Wirkung, eine Be- 
kanntgabe der Aufträge in der gesamten Gemein- 
schaft, die Ausarbeitung objektiver Teilnahme- 
kriterien und die Einführung eines Verfahrens be- 
treffen, das eine Gewähr für die Beobachtung dieser 
Grundsätze bietet. Diese Methode und diese Grund- 
sätze sind auch auf die öffentlichen Lieferaufträge 
anzuwenden, wobei jedoch bestimmte Änderungen 
vorzunehmen sind, um der Besonderheit dieser Auf- 
träge Rechnung zu tragen. 

Die Organe, die zur Zeit die Unternehmen des 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffverkehrs in 
den sechs Mitgliedstaaten verwalten, fallen zum Teil 
unter das öffentliche Recht, zum Teil unter das 
Privatrecht; in Übereinstimmung mit den Zielen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik müssen nicht nur die 
Unternehmen einer dieser Verkehrsarten unterein- 
ander, sondern auch diese mit den Unternehmen der 
beiden anderen Verkehrsarten gleichgestellt werden. 


! Lieferaufträge unter 60 000 Rechnungseinheiten 
können vom Anwendungsbereich die Koordinie- 
rungsmaßnahmen wegen ihrer geringfügigen Be- 
deutung für den Wettbewerb ausgenommen werden. 

I Zur Einführung eines echten Wettbewerbs im 
i öffentlichen Auftragswesen ist es erforderlich, daß 
I die Auftragsausschreibungen der ausschreibenden 
Stellen der Mitgliedsländer in der gesamten Gemein- 
I Schaft bekanntgemacht werden; die in diesen Aus- 
schreibungen enthaltenen Angaben müssen die in 
der Gemeinschaft ansässigen Lieferanten in die Lage 
versetzen zu beurteilen, ob die ausgeschriebenen 
Aufträge für sie von Interesse sind, und ihnen zu 
I diesem Zweck eine ausreichende Kenntnis der zu 
j liefernden Güter und Waren vermitteln; bei den 
nicht offenen Verfahren hat die Bekanntmachung 
I insbesondere den Zweck, den Lieferanten der Mit- 
j gliedstaaten zu ermöglichen, ihr Interesse an den 
j Aufträgen dadurch zu bekunden, daß sie bei den 
öffentlichen Auftraggebern beantragen, sie aufzu- 
fordern, unter den vorgeschriebenen Bedingungen 
ein Angebot einzureichen. 

Die zusätzlichen Angaben müssen - wie in den 
sechs Mitgliedstaaten üblich - in den Verdingungs- 
unterlagen oder allen gleichwertigen Unterlagen 
enthalten sein - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie 

a) gelten als öffentliche Lieferaufträge die zwischen 
einem Lieferanten (einer natürlichen oder juristi- 
schen Person) und einem unter Buchstabe b die- 
ses Artikels näher bezeichneten öffentlichen Auf- 
traggeber abgeschlossenen entgeltlichen schrift- 
lichen Verträge über die Lieferung von Waren 
im Sinne der Artikel 9 und 10 des Vertrags. 
Diese Lieferung kann auch Nebenarbeiten wie 
das Verlegen und Anbringen der gelieferten 
Gegenstände iimiassen; 

b) gelten als öffentliche Auftraggeber der Staat, die 
Gebietskörperschaften und die im Anhang I auf- 
geführten juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts; 

t) wird der Lieferant, der ein Angebot eingereicht 
hat, mit dem Wort „Bieter"' bezeichnet; derjenige, 
der sich um eine Aufforderung zur Teilnahme an 
einem nicht offenen Verfahren beworben hat, 
wird als „Bewerber" bezeichnet. 

Artikel 2 

1. Die öffentlichen Auftraggeber wenden bei dei 
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge ihre an die Be- 
stimmungen dieser Richtlinie angepaßten einzel- 
staatlichen Verfahren an. 

2. Die Bestimmungen dieser Richtlinie finden keine 
Anwendung auf 

— aie öftentlichen Lieferaulträge, die durch Ver- 
Kehrsunternehmen des öffentlichen Rechts erteilt 
werden; 

— die öffentlichen Lieferaufträge, die von Ver- 
sorgungsbetrieben für Wasser und Energie ver- 
geben werden. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie gilt nicht für von einem Mitglied- 
staat vergebene öffentliche Aufträge 

— auf Grund einer vor dem 1. Januar 1958 abge- 

schlossenen internationalen Vereinbarung mit j 
Unternehmen eines Drittlands, ausgenommen | 
Gemeinschaftsunternehmen; | 

— ■ auf Grund des besonderen Verfahrens einer in- 
ternationalen Organisation. 

A r t i k e 1 4 j 

1. Die Vorschriften über die „offenen Verfahren" 
im Sinne dieser Richtlinie (Artikel 7 bis 9, 11 und 12, 
15 und 17 bis 22) gelten für die einzelstaatlichen 
Verfahren, bei denen alle interessierten Lieferanten 
unmittelbar ein Angebot abgeben können. i 


2. Die Vorschrilten übc'r die „nicht offenen Ver- 
fahren" im Sinne dieser Richtlinie (Artikel 7, 8, 10 
bis 13 und 15 bis 22) gelten für die einzelstaatlichen 
Verfahren, in denen nur die vom öffentlichen Auf- 
traggeber aufgetorderten Lieferanten ein Angebot 
abgeben können. 

3. Auf die Vergabe von Aufträgen in den in 
Artikel 6 genannten Fällen finden nur die Vorschrif- 
ten der Artikel 7 und 14 Anwendung. 

Artikel 5 

1. Die Vorschrilten der Abschnitte II, III und IV 
sowie des Artikels 6 dieser Richtlinie finden nach 
Maßgabe der Voraussetzungen des Artikels 4 auf 
alle Öffentlichen Lieferaufträge Anwendung, deren 
geschätztes Volumen 60 000 Rechnungseinheiten er- 
reicht oder übersteigt. 

2. Aufträge dürfen nicht in der Absicht aufgeteilt 
werden, sie der Anwtmdnng die'S('S Artikels zu ent- 
ziehen. 

3. Bei regelmäßigen oder Daueraufträgen ibt das 
Jahresvolumen zugrunde zu legen. 

Artikel 6 

Die öffentlichen Auftraggeber können Lieferaufträge 
vergeben, ohne die in Artikel 4 vorgesehenen Ver- 
fahren anzuwenden, 

a) wenn nach Anwendung eines in der Richtlinie 
vorgesehenen Verfahrens keine oder nicht ord- 
nungsgemäße Angebote abgegeben worden sind 
oder wenn die Angebote unter Berücksichtigung 
des Abschnitts IV nach den innerstaatlichen Ver- 
gabevorschriften unannehmbar sind, sofern die 
Bedingungen des ursprünglichen Auftrags nicht 
grundlegend geändert werden; 

b) wenn der Gegenstand der Lieferung wegen sei- 
ner technischen oder künstlerischen Eigentümlich- 
keit oder wegen eines Ausschließlichkeitsrechts 
nur von einem bestimmten Lieferanten herge- 
stellt oder geliefert werden kann; 

c) wenn es sich um Gegenstände handelt, die nur 
zum Zwecke der Forschung, Versuche, Unter- 
suchungen, der Überarbeitung oder der Weiter- 
entwicklung hergestellt werden; 

d) soweit dies unbedingt erforderlich ist, weil die 
in sonstigen Verfahren vorgeschriebenen Fristen 
aus zwingenden und vom betreffenden öffent- 
lichen Auftraggeber nicht vorhersehbaren Dring- 
lichkeitsgründen nicht eingehalten werden 
können; 

e) bei zusätzlichen, vom ursprünglichen Lieferanten 
durchgeführten Lieferungen, die üblicherweise 
zur teilweisen Erneuerung der gelieferten Waren 
oder Einrichtungen bestimmt sind und deren Be- 
dienung oder Unterhaltung wegen einer sehr 
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spezialisierten Anwendungstechnik eine beson- 
dere Ausbildung erfordert; 

f) wenn es sich um Waren handelt, die innerhalb 
der Gemeinschaft an Börsen notiert und gekauft 
werden. 

Die Mitgliedstaaten übersenden der Kommission vor 
Ablauf des Monats Juni eines jeden Jahres eine 
Aufstellung über die Anzahl und das Volumen der 
Aufträge, die auf der Grundlage dieses Artikels im 
Vorjahr vergeben worden sind. Die Mitgliedstaaten, 
die über die notwendigen statistischen Unterlagen 
verfügen, untergliedern die vergebenen Aufträge 
nach dem jeweils zutreffenden Buchstaben dieses 
Artikels. 

ABSCHNITT 11 

Gemeinsame Vorschriften 
auf technischem Gebiet 

Artikel 7 

1. Die Beschreibung technischer Merkmale in der 
in Anhang II definierten Form sowie die Beschrei- 
bung der Prüf“, Kontroll- und Abnahmemethoden ist 
in den Unterlagen oder in den Vertragsunterlagen 
für jeden einzelnen Lieferauftrag enthalten. 

2. Die Mitgliedstaaten untersagen die Aufnahme 
von Beschreibungen technischer Merkmale in die 
Vertragsklauseln für einen bestimmten Auftrag, die 
Waren bestimmter Erzeugung oder Herkunft oder 
besondere Verfahren erwähnen und zur Wirkung 
haben, daß bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Waren bevorzugt oder ausgeschlossen werden, so- 
fern diese technischen Merkmale nicht durch den 
Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt sind; unter- 
sagt ist vor allem die Angabe von Marken, Patenten 
oder Typen und die Angabe eines bestimmten Ur- 
sprungs oder einer bestimmten Erzeugung. 

Die Erwähnung einer Marke, eines Patents oder 
einer Type mit dem Zusatz: „oder gleichwertiger 
Art" ist zulässig, wenn dem öffentlichen Auftrag- 
geber eine Beschreibung des Gegenstands des Auf- 
trags durch hinreichend genaue, allgemein verständ- 
liche Bezeichnungen nicht möglich ist. 

ABSCHNITT III 

Gemeinsame Bekanntmachungsvorschriften 

Artikel 8 

Die öffentlichen Auftraggeber, die einen Lieferauf- 
trag im Wege eines offenen oder nicht offenen Ver- 
fahrens vergeben wollen, erklären ihre Absicht 
mittels einer Bekanntmachung. 

Diese Bekanntmachung wird durch Fernschreiber 
oder Telegramm dem Amt für amtliche Veröffent- 
lichungen der Europäischen Gemeinschaften zuge- 
leitet und im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften ungekürzt in den Amtssprachen der Ge- 


meinschaft veröffentlicht, wobei nur der Wortlaut 
der Originalsprache verbindlich ist. Sie ist entspre- 
chend den in Anhang III enthaltenen Mustern zu 
erstellen. 

Die in den vorstehenden Absätzen genannte Be- 
kanntmachung ist spätestens sieben Tage nach der 
Absendung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften zu veröffentlichen. Die Kosten dieser Be- 
kanntmachung werden dem öffentlichen Auftrag- 
geber vom Amt für amtliche Veröffentlichungen in 
Rechnung gestellt. 

In den Amtsblättern oder in den besonders bezeich- 
neten Presseorganen des ausschreibenden Staates 
darf die Bekanntmachung nicht vor dem oben ge- 
nannten Absendedatum veröffentlicht werden. Sie 
darf keine anderen als die im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlichten Angaben 
enthalten. 

Der öffentliche Auftraggeber muß den Zeitpunkt der 
Absendung nachweisen können. 

Artikel 9 

Bei den offenen Vorfahren beträgt die von den 
öffentlichen Auftraggebern festzusetzende Frist für 
den Eingang der Angebote mindestens 30 Tage, und 
zwar vom Tage der Absendung der Bekanntmachung 
an gerechnet. 

Die öffentlichen Auftraggeber oder die zuständigen 
Stellen sind verpflichtet, den Lieferanten die Ver- 
dingungsunterlagen und die zusätzlichen Unter- 
lagen innerhalb von zwei Werktagen nach Eingang 
des Antrags zuzusenden. 

Rechtzeitig beantragte zusätzliche Auskünfte übei 
die Verdingungsunterlagen müssen vom öffentlichen 
Auftraggeber spätestens sechs Tage vor Ablauf der 
Frist für den Eingang der Angebote erteilt werden. 

Artikel 10 

Bei den nicht offenen Verfahren beträgt die von den 
öffentlichen Auftraggebern festzusetzende Frist für 
den Antrag auf Teilnahme mindestens zwölf Tage, 
und zwar vom Tage der Absendung der Bekannt- 
machung an gerechnet. 

Die öffentlichen Auftraggeber fordern alle ausge- 
wählten Bewerber gleichzeitig zur Angebotsabgabe 
auf. Der Aufforderung werden die Verdingungs- 
unterlagen und die zusätzlichen Unterlagen beige- 
fügt. 

Die von den öffentlichen Auftraggebern festzu- 
setzende Frist für den Eingang der Angebote beträgt 
mindestens 15 Tage, und zwar vom Tage der Ab- 
sendung der schriftlichen Aufforderung zur Ange- 
botsabgabe an gerechnet. 

Rechtzeitig beantragte zusätzliche Auskünfte über 
die Verdingungsunterlagen müssen vom öffentlichen 
Auftraggeber spätestens sechs Tage vor Ablauf der 
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Frist tür den Eingang der Angebote erteilt werden. 
Die Anträge auf Teilnahme sowie die Aufforderung 
zur Angebotsabgabe können schriftlich, tele- 
graphisch, telephonisch oder durch Fernschreiber 
übermittelt werden. In den drei letztgenannten 
Fällen müssen sie schriftlich bestätigt werden. 

Artikel 11 

1. Bei den offenen und nicht offenen Verfahren 
enthält die Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften folgende Angaben: 

a) den Zeitpunkt ihrer Absendung an das Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften; 

b) die Verfahrensart; 

c) die Art und die Menge der zu liefernden Gegen- 
stände; 

d) gegebenenfalls die Lieferfrist; 

e) die Anschrift der ausschreibenden Stelle. 

2. Die Bekanntmachung enthält ferner folgende An- 
gaben: 

a) bei offenen Verfahren 

— die Anschrift der Stelle, bei der Verdingungs- ; 

unterlagen und die zusätzlidien Unterlagen ; 
anzufordern sind, und den Tag, bis zu dem | 
sie angefordert werden müssen; außerdem | 
den Betrag und die Bedingungen für die Zah- | 
lung dieses Betrags, der gegebenenfalls zu i 
entrichten ist, um die genannten Unterlagen j 
zu erhalten; | 

— den Tag, bis zu dem die Angebote eingehen 
müssen; 

— die wirtschaftlichen und technischen Mindest- 
bedingungen des Auftraggebers für die Wahl 
der Lieferanten im Rahmen des betreffenden 
Auftrags, wobei keine anderen als die in den j 
Artikeln 19 und 20 genannten Anforderungen , 
gestellt werden dürfen; 

b) bei nicht offenen Verfahren 

— den Tag, bis zu dem die Anträge auf Teil- i 
nähme eingereicht sein müssen; 

— die Bezeichnung der dem Antrag auf Teil- i 

nähme in Form später nachprüfbarer Erklä- I 
rungen beizufügenden Auskünfte über die i 
Lage des Lieferanten sowie die technischen '' 
und wirtschaftlichen Mindestbedingungen des j 
öffentlichen Auftraggebers für die Wahl der 
Lieferanten im Rahmen des betreffenden Auf- i 
trags, wobei keine anderen als die in den | 
Artikeln 19 und 20 genannten Anforderungen 1 
gestellt werden dürfen. j 


Artikel 12 

Bei den offenen und nicht offtmen Verfahren ent- 
halten die Vt'rdingungsuntevlagen oder das Begleit- 
schnüben mindestens folgende Angaben: 

a) die Anschrift der Stelle, bei der die Angebote 
('inzureichen sind, sowie die Anschrift der Slelle, 
bei der die Unterlagen und'oder die zusätzlichen 
Auskünfte angefordert werden müssen, falls es 
sich um eine andere Anschrift handelt: 

b) die Sprache oder di(i Sprachen, in denen die An- 
gebote und die bei gefügten Unterlagen abgefaßt 
w^erden müssen; 

c) die Zuschlagskriterien gemäß Artikel 22; 

d) den Tag, bis zu dem zusätzliche Auskünftt' über 
den Auftrag angefordert werden können; 

e) die Frist, wahrend der die Bieter an ihre Ange- 
bote gebunden sind; 

f) g(}gebenenfalls die Angabe der Kautionen und 
sonstigen Sicherheiten, die der öffentliche Auf- 
traggeber in irgendeiner Form fordert; 

g) die Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen 
und/oder die Hinweise auf die Vorschriften, in 
denen sie enthalten sind. 

Die Verdingungsunterlagen und das Begleitschreiben 
haben für alle Lieferanten den gleichen Wortlaut. 

Artikel 13 

Bei den nicht offenen Verfahren enthält die Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe, der die Verdin- 
gungsunterlage beizufügen sind, mindestens folgen- 
de Angaben: 

a) einen Hinweis auf die in Artikel 1 1 genannte 
Bekanntmachung ; 

b) den Tag, bis zu dem die Angebote und zusätz- 
lichen Unterlagen, die sich auf die technische 
Beschreibung des Angebots beziehen, eingereicht 
sein müssen; 

c) die Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls 
zum Nachweis der Richtigkeit der vom Bewerber 
nach Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich beizubringenden Erklärungen 
oder zur Ergänzung dieser Auskünfte unter den 
in den Artikeln 19 und 20 vorgesehenen Bedin- 
gungen dienen. 

Artikel 14 

Den öffentlichen Auftraggebern steht es frei, im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Hin- 
weise auf die Vergabe von öffentlichen Lieferauf- 
trägen zu veröffentlichen, die nicht der Veröffent- 
lichungspflicht nach dieser Richtlinie unterliegen, 
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sofern das Volumen dieser Aufträge nicht unter 
fiOOOO Rechnungseinheiten liegt. 

ABSCHNITT IV 

Gemeinsame Teilnahmebestimmungen 

Artikel 15 

Der Zuschlag des Auftrags erfolgt aufgrund der in 
Kapitel 2 dieses Abschnitts vorgesehenen Zuschlags- 
kriterien, nachdem die öffentlidien Autraggeber die 
fachliche Eignung clei Lieferanten, die nicht aufgrund 
von Artikel 17 ausgeschlossem worden sind, nach 
den in den Artikeln 19 bis 21 genannten Kriterien 
der wirtschaftlichen, finanziellen und technischen 
Leistungsfähigkeit geprüft haben, 

Artikel !(> 

Boi den nicht offenen Verfahrcm im Sinne von 
Artikel 4 Absatz 2 wählen die öffentlichen Auftrag- 
geber aufgrund der geniäb Artiktd 1 1 Absatz 2 Buch- 
stabe b zweiter Caedankeiistricli erteilten Auskünfte' 
unter den Bewc'itx'in, dic! den in den Artikeln 17 
bis 21 vorgesidicnen Anforderungen an die Lei- 
stungsfähigkeit enlspi ediim, diejenigen aus, die zur 
Abgabe eines Angebots aufgc'fordert werden. 

Die MitgliedstaaU'n ticujt'n dafür Sorge, daß die 
öffentlichen Aufticujgebi'r ausländische Staatsange- 
hörige, welche die erforderliclu' Eignung besitzen, 
unter den gleichen B(‘dingiingen auffordern wie die 
eigenen Staalsangeluiricjon, ohne jedoch die Liefe- 
ranten inländischrr Waren gt’gc'iiühi^r den Lieferan- 
ten importierter Wruen zu ()('voi/iigen. 

KAl'ITEL 1 
Ejgnungskritori(‘n 

\ T t i k i' I 17 

Von der ToilnahiiUf am Vtngdlxwc'rfahren könn('n 
Lieferanten aiisgc ‘schlossen wt'rdc'ii, 

a) die sich iin K(ml;iirsvorhihrtm, im Vergleichsver- 
fahren oder in Licpiidation befinden, die ihre 
gewerbliche läligkc'it eingestellt haben oder die 
sich aufgrund eines gleichartigen Verfahrens 
nach den ein/elstaallichen Rechtsvorschriften in 
einer entsprechenden Lage bi'firiden; 

b) gegen welche die Eröffnung eines Konkursver- 
fahrens oder ein gerichtliches Vergleichsver- 
fahren beantragt w'orden ist oder gegen die 
andere gleichartige Verfahren aufgrund einzel- 
staatlicher R('c:hl.sv()rs(hrift(*n eingeleitet worden 
sind; 

c) die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus 
Gründen bestraft worden sind, welche ihre be- 
rufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen; 

d) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine 
schwere Verfehlung begangen haben, die vom 


öffentlichen Auftraggeber nachweislich festge- 
stellt wurde; 

e) die sich falscher Erklärungen bei der Erteilung 
von Auskünften, die gemäß diesem Kapitel ein- 
geholt werden können, schuldig gemacht haben. 

; Verlangt der öffentliche Auftraggeber vom Liefe- 
ranten den Nachweis darüber, daß die unter den 
Buchstaben a, b oder d genannten Voraussetzungen 
bei ihm nicht vorliegen, so erkennt er als ausreichen- 
den Nachweis einen Strafregisterauszug oder man- 
gels eines solchen eine von einer Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde des Ursprungs- oder Her- 
; kunftslandes ausgestellte gleichwertige Bescheini- 
gung an. 

Werden solche Dokumente oder solche Bescheini- 
: gungen von dem betreffenden Land nicht ausgestellt, 

; so können sie durch eine eidesstattliche Erklärung 
ersetzt werden, welche der betreffende Lieferant 
vor einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem 
Notar oder einem befugten Berufsverband des Ur- 
sprungs- oder Herkunttslandes abgibt. 

Die Mitgliedstaatcn bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 25 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigungen ziistän- 
ständigon Stellen und Behörden und unterrichten 
davon unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission. 

Ar t i k e 1 18 

Lieferanten, die sich an Öffentlichen Lieferaufträgen 
beteiligen wollen, können aufgefordert werden, den 
Nachweis über die Eintragung im Berufsregister 
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes 
der Gemeinschaften zu erbringen, in dem sie ihre 
: Niederlassung haben: für Deutschland das „Handels- 
: register" und die „Handwerksrolle“; für Belgien das 
: „Registre du commerce" oder das „Handelsregister"; 

; für Frankreich das „Registre du commerce" und das 
„Repertoire des metiers"; für Italien das „Registro 
^ della Camara di Commercio, Industria, Agricoltura 
e Artigianatü" oder das „Registro delle Commissioni 
provinciali per l'artigianato" ; für Luxemburg das 
„Registre aux firmes" und die „Röle de la Chambres 
I des Metiers"; für die Niederlande das „Handels- 
; register". 

• Artikel 19 

Der Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Lieferanten kann in der Regel 
kumulativ oder alternativ erbracht werden: 

a) durch entsprechende Bankorklärungen; 

b) durch Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen 
des Unternehmens, falls deren Veröffentlichung 
nach dem Gesellsdiaftsrecht des Landes, in dem 
der Lieferant seinen Geschäftssitz hat, vorge- 
schrieben ist; 
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c) durch eine Erklärung über den gesamten Umsatz 
und über den Umsatz der Gegenstand der Aus- 
schreibung bildenden Waren, den das Unterneh- 
men in den letzten drei Geschäftsjahren erzielt 
hat. 

Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Bekannt- | 
machung oder in der Aufforderung zur Angebots- 
abgabe an, für weichen dieser Nachweise sie sich 
entschieden haben und welche anderen als die unter 
den Buchstaben a, b und c aufgeführten beweis- ! 
kräftigen Nachweise vorzulegen sind. | 

Kann ein Lieferant aus berechtigten Gründen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten Beweis- 
mittel nicht erbringen, so kann er den Nachweis i 
seiner wirtschaftlichen und finanziellen Leistungs- ! 
tähigkeit durch die Vorlage sonstiger Belege er- j 
bringen, die vom öffentlichen Auftraggeber als ge- j 
eignet angesehen werden. ! 

A r t i k e 1 2 0 ; 

Der Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit ! 
des Lieferanten kann erbracht werden i 

a) durch Belege über das Volumen der in den letz- 
ten drei Jahren erbrachten Lieferungen, den Zeit- 
punkt ihrer Ausführung und die Empfänger; 

- - bei Lieferungen an öffentliche Auftraggeber ; 

durch eine von der zuständigen Behörde aus- j 
gestellte oder beglaubigte Bescheinigung; j 

— bei Lieferungen an private Auftraggeber ; 

durch eine vom Käufer ausgestellte Bescheini- 
gung; ist eine derartige Bescheinigung nicht 
erhältlich, so ist eine einfache Erklärung zu- 
lässig-, 

b) durch die Beschreibung der technischen Aus- j 

rüstung und der Untersuchungs- und Forschungs- 
möglichkeiten des Unternehmens; | 

c) durch Angaben über die technische Leitung oder 
die technischen Stellen, unabhängig davon, ob 
sie dem Unternehmen angeschlossen sind oder 
nicht. 

Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Be- 
kanntmachung oder in der Aufforderung zur Ange- 
botsabgabe an, weiche Nachweise ihnen jeweils 
vorzulegen sind. 

Artikel 21 

Der öffentliche Auftraggeber kann den Lieferanten 
im Rahmen der Artikel 17 bis 20 auf fordern, die ' 
vorgelegten Bescheinigungen und Dokumente zu ver- 
vollständigen oder zu erläutern. 

KAPITEL 2 
Zuschlagskriterien 

Artikel 22 

1. Bei der Erteilung des Zuschlags wendet der 
öffentliche Auftraggeber folgende Kriterien an: 


— entweder ausschließlich das Kriterium des nied- 
rigsten Preises, 

— oder, wenn der Zuschlag auf das wirtschaftlich 
günstigste Angebot erfolgt, je nach Auftrag 
wechselnde verschiedene Kriterien, wie Preise, 
Lieferfrist, Betriebskosten, Rentabilität, Qualität, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, technischer Wert. 

2. Im letztgenannten Fall gibt der öffentliche Auf- 
traggeber in den Verdingungsunterlagen oder in der 
Bekanntmachung alle Zuschlagskriterien an, die er 
anzuwenden beabsichtigt; diese Kriterien sind in der 
Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung zu 
nennen. 

3. Sind im Falle einc's bestimmten Auftrags Ange- 
bote im. Verhältnis zur Lieferung offensichtlich unge- 
wöhnlich niedrig, so überprüft der öffentliche Auf- 
traggeber vor der Vergabe des Auftrags die Einzel- 
posten dieser Angebote. Zu diesem Zweck verlangt 
er vom Bieter die erforderlichen Belege und teilt ihm 
gegebenenfalls mit, welche Belege für unannehmbar 
befunden werden. 

Der öffentliche Auftragyc'ber berücksichtigt bei der 
Vergabe des Auftrags das Ergebnis dieser Über- 
prüfung. 

Wenn in den Unterlagen, die diesen Auftrag be- 
treffen, die Vergabe zum niedrigsten Preis vorge- 
sehen ist, muß der öffentliche Auftraggeber die 
Ablehnung der für zu niedrig erachteten Angebote 
vor dem Beratenden Ausschuß begründen. 

ABSCHNITT V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 2 3 

Die Zuständigkeiten des durch die Entscheidung 
Nr. . . . des Ministerrates vom eingesetzten Be- 

ratenden Ausschusses, über die sich aus der An- 
wendung der Richtlinie über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge er- 
gebenden Probleme zu entscheiden, erstrecken sich 
auf diese Richtlinie. 

Der Beratende Ausschuß wird die Fragen, die sich 
bei der Vergabe von Lieberaufträgen einschließlich 
der Einzelfälle stellen, entsprechend den in Artikel 2 
der vorgenannten Entscheidung festgelegten Bedin- 
gungen prüfen, 

Artikel 24 

Die Berechnung der Frist für den Eingang der An- 
gebote auf Teilnahme erfolgt nach den Vorschriften, 
die im Land des öffentlichen Auftraggebers gelten. 

Artikel 25 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen zwölf Monaten 
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nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 26 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen, über- 
mittelt wird. 


Artikel 27 

Der Wortlaut der Anlagen I und II ist Bestandteil 
dieser Richtlinie. 

Artikel 28 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Verzeichnis der in Artikel 1 Buchstabe b 
genannten juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 

L Alle Mitgliedstaaten: . 

die aus Gebietskörperschaften bestehenden Ver- 
bände des öffentlichen Rechts, z. B. „associations 
de communes", „syndicats de communes'b Ge- 
meindeverbände USW.; 

II. Deutschland: 

die „bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts"; 

III. Belgien: 

— Fonds des Routes 1955-1969 

— Regie des Voies aeriennes (Flugverkehrs- 
ämter), 

— Commissions d'Assistance Publique (Für- 
sorgeämter), 

— Fabriques d’eglise (Kirchenämter), i 

— Office regulateur de la Navigation Inte- 
rieure I 

[Amt für die Binnenschiffahrt (Frachtenaus- i 

gleich)], i 

— Regie des Services frigorifiques de l'Etat 
beige; 

IV. Frankreich: 

— die übrigen öffentlich-rechtlichen Verwal- 
tungseinrichtungen auf Staats-, Departe- 
ments- oder Gemeindeebene; 


V. Italien: 

— die staatlichen Universitäten, die staatlichen 
Universitätsinstitute, die Konsortien für den 
Ausbau der Universitäten. 

— die wissenschaftlichen und kulturellen Fach- 
hochschulen, die Observatorien für Astrono- 
mie, Astrophysik, Geophysik und Vulkano- 
logie, 

— die „Enti di riforma fondaria", 

— die Fürsorge- und Wohlfahrtseinrichtungen 
jeglicher Art; 

VI. Luxemburg: 

— die Kassen der Sozialversicherungen, 

— die übrigen öffentlich-rechtlichen Verwal- 
tungseinrichtungen ; 

VII. Niederlande: 

— die „ Waterschappen", 

— die „Rijksuniversiteiten", die „Universiteit 
van Amsterdam", die „Vrije Universiteit" 
von Amsterdam, die „Rooms-Katholieke 
Universiteit" von Nijmegen, die „Acade- 
mische Ziekenhuizen" von diesen Universi- 
täten und die „Technische Hogescholen" , 

— die „Nederlandse Centrale Organisatie voor 
toegepast natuurwetenschappelijk Onder- 
zoek (T.N.O.)" und die ihr unterstellten 
Organisationen. 
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Anhang II 


Beschreibung Technischer Merkmale 
im Sinne dieser Richtlinie 

Die Beschreibung technischer Merkmale auf dem 
Gebiet öffentlicher Lieferaufträge umfaßt gemäß 
dieser Richtlinie alle, insbesondere in den Verdin- 
gungsordnungen enthaltenen technischen Vorschrif- 
ten, mit deren Hilfe ein Baustoff, ein Erzeugnis oder 
eine Lieferung (insbesondere Beschaffenheit, Lei- 
stung) objektiv gekennzeichnet wird, damit der 
Baustoff, das Erzeugnis oder die Lieferung der vom 
öffentlichen Auftraggeber vorgesehenen Zweck- 
bestimmung entsprechen. 

Zu dieser Beschreibung technischer Merkmale ge- 
hören die mechanischen, physikalischen und chemi- 
schen Eigenschaften, die Klassifizierungen und 
Normen, die Bedingungen für Prüfung, Überwachung 
und Abnahme der Lieferungen und ihrer Bestand- 
teile. 
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Anhang 111 


Muster für die Bekanntmachung der Aufträge 


A. Offene Verfahren 

1. Name und Anschrift des öffentlichen Auf- 
traggebers: 

2. Zeitpunkt der Absendung der Bekannt- 
machung: 

3. Verfahrensart (offenes Verfahren): 

4. Art und Menge der Lieferung: 

5. (gegebenenfalls) Lieferfrist: 

6. — Name und Anschrift der Stelle, bei der 

Verdingungsunterlagen und die zusätz- 
lichen Unterlagen anzufordern sind: 

— Frist für den Eingang dieser Anforderung: 

~ Betrag der Kosten für die Übersendung 
dieser Unterlagen und Zahlungsbedin- 
gungen, soweit erforderlich: 

7. Frist für den Eingang der Angebote: 

8. — wer bei der Öffnung der Angebote an- 

wesend sein darf: 


— Tag, Stunde und Ort der Öffnung der 
Angebote: 

9. Vom Lieferanten zu erfüllende Bedingungen 
wirtschaftlicher und technischer Art: 

10. (gegebenenfalls) Zuschlagskriterien: 

B. Nicht offene Verfahren 

1. Name und Adresse des öffentlichen Auftrag- 
gebers; 

2. Zeitpunkt der Absendung der Bekannt- 
machung: 

3. Verfahrensart (nicht offenes Verfahren): 

4. Art und Menge der Lieferung: 

5. (gegebenenfalls) Lieferfrist: 

6. Frist für den Eingang der Anträge auf Teil- 
nahme an der Ausschreibung: 

7. Vom Lieferanten zu erfüllende Bedingungen 
persönlicher, wirtschaftlicher und technischer 
Art: 

8. (gegebenenfalls) Zuschlagskriterien: 
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Begründung 


Die Kommission hat bereits in ihrem Memorandum 
zur Industriepolitik die Aufmerksamkeit des Rats 
darauf gerichtet, daß es für die industrielle Entwick- 
lung von besonderer Wichtigkeit ist, die Aufspal- 
tung der Märkte im Hinblick auf die Waren zu be- 
seitigen, welche zur Deckung der Nachfrage des 
Staats, der Gebietskörperschaften und der sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts be- 
stimmt sind. 

Der Anteil der öffentlichen Hand an der Gesamt- : 
nachfrage liegt zum Teil sehr hoch und steigt immer 
rascher an. Es muß deshalb festgestellt werden, daß 
in der Gemeinschaft ein freier Warenverkehr nicht 
existiert, solange die Behinderungen für diese Kate- 
gorie von Gütern fortbestehen. 

I 

Diese Beschränkungen sind Maßnahmen gleicher | 
Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen | 
und daher gemäß Artikel 30 des Vertrags verboten. ; 

Die Kommission hat in ihrer Richtlinie 70/32/EWG j 
vom 17. Dezember 1969^) ihre Absicht bekundet, 
die Einhaltung der sich aus dem Vertrag ergeben- 
den Verpflichtungen streng zu überwachen; sie wird 
es nicht versäumen, die hierfür notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen. 

Darüber hinaus ist eine Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge 
auf der Grundlage von Artikel 100 des Vertrags 
erforderlich. Diese Angleichung wird die Mitglied- 
staaten veranlassen, dieselben Regeln zu befolgen 
und wird eine übersichtliche Lage schaffen, die es 
ermöglicht, die Einhaltung der sich aus dem Vertrag 
ergebenden Verpflichtungen wirksamer zu kon- 
trollieren. 

Hierin liegt das mit dem vorliegenden Richtlinien- 
entwurf angestrebte Ziel. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß dieser Ent- 
wurf das weite Gebiet der Vergabeverfahren nicht 
erschöpfend regelt. So sind vom Anwendungsbereich 
der Richtlinie ausgeschlossen die nicht im Anhang I 
genannten juristischen Personen des öffentlichen 


Rechts, die Verkehrsunternehmen und die Ver- 
sorgungsbetriebe für Wasser und Energie. Zwangs- 
läufig werden auch nicht die Aufträge derjenigen 
Organismen von der Richtlinie erfaßt, auf welche die 
nationalen Vorschriften über die Vergabe öffent- 
licher Aufträge keine Anwendung finden. 

Die Kommission ist jedoch der Ansicht, daß im 
gegenwärtigen Zeitpunkt schrittweise vorgegangen 
werden sollte. Erst wenn genügend Erfahrungen 
gesammelt sind, sollte die Gemeinschaftsregelung 
ergänzt und verbessert werden, wobei gegebenen- 
falls je nach der Natur der Waren unterschiedliche 
Regelungen zu treffen sind. 

Die Kommission wird dieser Aufgabe großes Ge- 
wicht beimessen. Bereits jetzt hält sie die An- 
gleichung der Verfahren hinsichtlich der nicht in 
Anhang I genannten juristischen Personen und hin- 
sichtlich derjenigen Organismen (Wasser, Energie) 
für unerläßlich, bei denen es sich wegen ihres von 
einem Mitgliedstaat zum anderen unterschiedlichen 
Rechtsstatus empfahl, die Angleichung auf einen 
späteren Zeitpunkt zu verschieben. 

Die Kommission hat dem Rat bereits mitgeteilt, daß 
sie ihm noch vor dem 1. Januar 1972 eine Richtlinie 
über die Vergabeverfahren der Eisenbahnen vorzu- 
legen beabsichtigt. Sie ist der Ansicht, daß Unter- 
nehmen, die Dienstleistungen im allgemeinen wirt- 
schaftlichen Interesse erbringen, aber nicht der 
Rechtspersönlichkeit des Staates angehören, einheit- 
liche Vergabeverfahren anwenden müßten, damit 
eine sich auf rein wirtschaftliche Kriterien stützende 
Geschäftsführung sichergestellt wird. Hierbei ist ins- 
besondere an die nationalen Luftfahrtgesellschaften 
zu denken. 

Die Kommission behält sich vor, einen Zeitplan für 
ihr künftiges Vorgehen auf diesem Gebiet zu erstel- 
len und wird hierbei auf alle sich geeignet erwei- 
sende Vorschriften des Vertrags zurückgreifen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 13 
vom 19. Januar 1970 
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Analyse der Artikel 


Abschnitt I - Allgemeine Vorschriften 


Artikel 1 

Ziffer 1 Buchstabe a legt fest, daß es sich um Waren 
im Sinne der Artikel 9 und 10 des Vertrags handelt, 
die zum freien Verkehr zugelassen werden müssen. 
Gemäß Buchstabe b gilt die neue Regelung nur für 
Aufträge, die für Rechnung des Staates, seiner Ge- 
bietskörperschaften und bestimmter im Anhang zur 
Richtlinie aufgeführter juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts vergeben werden. 

Artikel 2 

In Absatz 1 wird als Grundprinzip festgelegt, daß 
die einzelstaatlichen Verfahren zur Vergabe öffent- 
licher Lieferaufträge nach Anpassung an die Vor- 
schriften dieser Richtlinie ihre Gültigkeit behalten. 
Dieser Absatz schreibt ferner die Anwendung dieser 
Verfahren unter Ausschluß aller anderen Rege- 
lungen vor. 

Absatz 2 erster Gedankenstrich enthält eine Sonder- 
bestimmung für die öffentlichen Lieferaufträge von 
Unternehmen im Schienen-, Straßen- oder Binnen- 
schiffsverkehr. Die besondere Lage dieser Unter- 
nehmen ist sowohl durch ihre unterschiedliche 
Rechtsform als auch durch die speziellen Bedürfnisse 
der gemeinsamen Verkehrspolitik gekennzeichnet. 
Die Kommission wird dem Rat zu einem späteren 
Zeitpunkt eine besondere Regelung für die Ver- 
kehrsunternehmen vorlegen. 

Absatz 2 zweiter Gedankenstrich schließt auch die 
Lieferaufträge von Wasser- und Energieversor- 
gungsbetrieben, die Eigenbetriebe des Staates oder 
seiner Gebietskörperschaften sind, von der mit die- 
ser Richtlinie geschaffenen Regelung aus. Damit soll 
vor allem auf lokaler Ebene eine unterschiedliche 
Regelung vermieden werden, die sich aus der so- 
fortigen Anwendung von Artikel 1 Buchstabe b 
ergeben würde. Während nämlich die Richtlinie für 
die Eigenbetriebe der Gebietskörperschaften gelten 
würde, könnten diejenigen Versorgungsbetriebe, die 
nicht den Gebietskörperschaften unterstellt sind, 
weiterhin ihre besonderen, meistens privatrecht- 
lichen Vorschriften anwenden. Diese unterschied- 
liche Behandlung könnte sich wegen des gewerb- 
lichen Charakters dieser Leistungen nachteilig aus- 
wirken. In diesem Sektor werden gegenwärtig Ver- 
waltungsgrundsätze angewandt, die von der unter- 
schiedlichen Rechtsform dieser Betriebe nicht berührt 
werden. Im sechsten Erwägungsgrund wird jedoch 
darauf hingewiesen, daß es sich bei dieser Aus- 
nahme um eine Übergangsmaßnahme handelt, die 
hinfällig wird, wenn es aufgrund der Erfahrungen 
möglich ist, eine endgültige Lösung zu finden. 


Artikel 3 

Dieser Artikel ergänzt und erläutert Artikel 1 Buch- 
stabe b. Er bestimmt unter dem zweiten Gedanken- 
strich, daß Aufträge, die von den Mitgliedstaaten 
aufgrund bestimmter internationaler Abmachungen, 
beispielsweise im Rahmen der NATO, vergeben 
werden müssen, nicht unter die Vorschriften der 
Richtlinie fallen. Im ersten Gedankenstrich werden 
Verpflichtungen berücksichtigt, die sich aus dem 
letzten Krieg ergeben. 

Artikel 4 

Dieser Artikel legt die Voraussetzungen fest, unter 
denen die Vorschriften der Richtlinie auf die ver- 
schiedenen Verfahren Anwendung finden. 

Zu diesem Zweck 

— werden einmal die Kriterien bestimmt, die für 
die Anwendung der in der Richtlinie (unter 
Ziffern 1 und 2) vorgesehenen zwei allgemeinen 
Arten von Verfahren (offene und nicht offene) 
sowie des in Artikel 6 (Ziffer 3) vorgesehenen 
Ausnahmeverfahrens bei der Durchführung der 
verschiedenen einzelstaatlichen Verfahren maß- 
geblich sind; 

— andererseits wird der Anwendungsbereich der 
gemeinsamen Vorschriften auf die in der Richt- 
linie vorgesehenen Verfahren näher erläutert 
(Ziffern 1, 2 und 3). 

Diese Kriterien legen fest, unter welchen Voraus- 
setzungen die verschiedenen einzelstaatlichen Ver- 
fahren als mit den in der Richtlinie vorgesehenen 
Verfahren übereinstimmend anzusehen sind. 

Das Kriterium für die Anwendbarkeit des in der 
Richtlinie vorgesehenen offenen Verfahrens auf 
die einzelstaatlichen Verfahren besteht darin, daß 
alle Lieferanten ein Angebot unmittelbar abgeben 
können. Die Bestimmungen der Richtlinie über 
offene Verfahren müssen deshalb stets angewendet 
werden, wenn das vom Öffentlichen Auftraggeber 
gewählte einzelstaatliche Vergabeverfahren mittels 
einer Angebotsabgabe eine allgemeine und direkte 
Beteiligung ermöglicht. 

Eine Ausrichtung der einzelstaatlichen Verfahren 
nach dem in der Richtlinie vorgesehenen nicht offe- 
nen Verfahren ist erforderlich, wenn das Unterneh- 
men, das als Bieter auftreten will, vorher eine Auf- 
forderung vom öffentlichen Auftraggeber erhalten 
haben muß. Die Vorschriften der Richtlinie über die 
nicht offenen Verfahren sind also immer dann 
anwendbar, wenn das vom öffentlichen Auftrag- 
geber gewählte einzelstaatliche Verfahren eine 
allgemeine und direkte Beteiligung nicht vorsieht, 
sondern die Angebotsabgabe von einer zuvor er- 
gangenen Aufforderung abhängig macht. 

Das Ausnahmeverfahren des Artikels 6 ist bei den 
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einzelstaatlichen Verfahren anzuwenden, wenn die 
unter den einzelnen Buchstaben des Artikels auf- 
geführten Fälle vorliegen. 

Artikel 5 

Dieser Artikel legt die Bedingungen für die An- 
wendung der gemeinsamen Vorschriften nach dem 
Volumen der Aufträge fest. 

Diese Vorschriften gelten für alle Aufträge, die | 
60 000 Rechnungseinheiten erreichen oder über- j 
steigen. Aufträge mit einem geringeren Volumen 
werden wegen ihrer geringen Bedeutung weiterhin 
ausschließlich nach den einzelstaatlichen Vorschrif- i 
ten unter Beachtung der sich aus dem Vertrag er- 
gebenden Verpflichtungen vergeben, 

Absatz 2 untersagt jegliche künstliche Teilung der 
Aufträge. Der Sinn dieser Bestimmung ist einleuch- 
tend, denn durch eine derartige Teilung könnte die 
Anwendung der Vorschriften der Richtlinie um- 
gangen werden. Allerdings ist festzustellen, daß 
von einer künstlichen Teilung nur bei einem kon- 
kreten Auftrag die Rede sein kann, wobei zahlreiche 
Faktoren, wie Art und Bedeutung des öffentlichen 
Auftraggebers, Gegenstand der Lieferung und Vo- 
lumen früherer ähnlicher Aufträge zu berücksich- 
tigen sind. Dem öffentlichen Auftraggeber steht es 
jedoch frei, die Höhe des Auftrags unter Beachtung 
dieser Vorschrift nach eigenem Ermessen festzu- 
setzen. 

Der Ausdruck „geschätztes Volumen"' bezieht sich 
auf den in der Bekanntmachung oder den Verdin- 
gungsunterlagen genannten Schätzwert des Auf- 
trags. 

Artikel 6 

Dieser Artikel sieht ein Ausnahmeverfahren vor, 
das durch eine weitgehende Freiheit der öffentlichen 
Auftraggeber bei den Verhandlungen und der Zu- 
schlagserteilung gekennzeichnet ist. 

Im Unterschied zu den im Normalfall üblichen offe- 
nen und nicht offenen Verfahren finden hierbei die 
Bestimmungen der Richtlinie grundsätzlich nicht An- 
wendung, mit Ausnahme der gemeinsamen Vor- 
schriften über die Beschreibung technischer Merk- 
male. Dennoch ist erwünscht, daß die Staaten in 
derartigen Fällen nach Möglichkeit einen gewissen 
Wettbewerb zulassen. 

Es handelt sich insofern um ein Ausnahmeverfahren, 
als seine Anwendung nur in den in Artikel 6 er- ! 
schöpfend aufgezählten Fällen zulässig ist. Aller- ! 
dings ist seine Anwendung nicht zwingend; die neue | ^ 
Regelung ist ihrem Wesen nach auf die Vergabe , 
aller Aufträge im freien Wettbewerb gerichtet. ■ 

Nach den in den Mitgliedstaaten derzeit geltenden j 
Vergaberegelungen werden in den Fällen, die in j 
etwa der Liste des Absatzes 1 entsprechen, folgende | 


Verfahren angewendet: in Frankreich, Belgien und 
Luxemburg die sogenannte „procedure du gre ä 
gre", in Italien die „trattativa privata", in Deutsch- 
land die „freihändige Vergabe", während in den 
Niederlanden der öffentliche Auftraggeber unter 
den gleichen Bedingungen wie eine Privatperson 
Aufträge vergeben kann. 

Artikel 6 zählt sechs Fälle auf: 

a) Der öffentliche Auftraggeber kann dieses Ver- 
fahren in Anspruch nehmen, wenn die vorherige 
Durchführung des offenen oder nicht offenen Ver- 
fahrens ergebnislos blieb, da keine oder keine 
ordnungsgemäßen Angebote abgegeben wurden. 

Die Anwendung ist in diesem Fall nur gerecht- 
fertigt, wenn die Ausschreibung unter Bedin- 
gungen erfolgte, die normalerweise zu einem 
Ergebnis führen. Die Anwendung des Verfahrens 
nach Artikel 6 ist nicht gerechtfertigt, wenn bei- 
spielsweise die Ausschreibung ohne Ergebnis 
blieb, weil sie nicht hinreichend bekanntgemacht 
wurde oder weil der öffentliche Auftraggeber 
den Höchstpreis offenkundig zu niedrig ange- 
setzt hat. Der öffentliche Auftraggeber muß in 
diesem Fall erneut eine öffentliche Ausschrei- 
bung vornehmen. 

Ist das Ausnahmeverfahren gerechtfertigt, so 
müssen die Bedingungen und die Höhe des 
neuen, nach diesem Verfahren vergebenen Auf- 
trags mit denen des ursprünglichen Auftrags 
übereinstimmen. 

Der Ausdruck „nicht ordnungsgemäße Aufträge" 
betrifft zwei verschiedene Situationen. Einmal 
sind darunter Angebote zu verstehen, die den 
Form- und Verfahrensvorschriften nicht entspre- 
chen. Zum anderen fallen hierunter Lieferanten- 
kartelle, die sich anläßlich einer Ausschreibung 
bilden. Die Anwendung des Verfahrens der frei- 
händigen Vergabe ist für den öffentlichen Auf- 
traggeber das einzige Mittel, solche Kartelle zu 
sprengen, da im Falle einer nach Zurückweisung 
der ersten Angebote vorgenommenen zweiten 
Ausschreibung mit einer Neubildung des ent- 
sprechenden Kartells gerechnet werden müßte. 

b) Hierbei handelt es sich um die Fälle, in denen 
für die Lieferungen ein rechtliches oder tatsäch- 
liches Monopol oder unbestreitbare technische 
bzw. künstlerische Notwendigkeiten die Inan- 
spruchnahme eines bestimmten Lieferanten zwin- 
gend erfordern. 

— Im erstgenannten Fall (rechtliches oder natür- 
liches Monopol) ist die Ausführung oder 
Herstellung von beweglichen Gegenständen 
ausschließlich denjenigen Vorbehalten, die 
aufgrund eines geistigen Schutzrechts oder 
eines vertraglichen Ausschließlichkeitsrechts 
ein tatsächliches Monopol innehaben. 


14 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2088 


— Ferner können technische Notwendigkeiten 
den öffentlichen Auftraggeber zwingen, mit 
einem bestimmten Lieferanten zu verhandeln. 
Dies gilt auch für die Lieferung von Ersatz- 
teilen für Markenerzeugnisse oder für An- 
schaffungen zur einheitlichen Ergänzung einer 
bereits bestehenden Anlage. In diesem Fall 
ist es üblich, daß der öffentliche Auftraggeber 
sich an den Lieferanten wendet, der das be- 
treffende Material oder die betreffende An- 
lage geliefert hat. Jedoch ist seine Anwen- 
dung nur dann möglich, wenn offenkundig 
nur ein einziges Unternehmen in der Lage ist, 
die gewünschte Leistung zu erbringen. 

— Betrifft der Auftrag die Schaffung oder Unter- 
hdlluiig von Kunstgegenständen, so kann der 
öffentliche Auftraggeber gezwungen sein, sich 
„intuitu personae" an erfahrene Künstler zu 
wenden. 

Selbstverständlich genießt die Verwaltung 
keine unbegrenzte Ermessensfreiheit zur Be- 
urteilung des künstlerischen Charakters der 
gelieferten Gegenstände. Als Kunstgegen- 
stand kann nur ein Erzeugnis gellen, das 
wegen der damit verbundenen Schwierig- 
keiten zu einer bestimmten Zeit nur von 
einem einzigen Lieferanten geschaffen wer- 
den kann. 

c) Aufträge für Gegenstände, die zum Zwecke von 
Forschungen, Versuchen, Untersuchungen, Nach- 
bearbeitungen oder Weiterentwicklungen ausge- 
führt werden sollen, können oft nur erfahrenen 
Unternehmen oder Personen übertragen werden, 
deren Wahl sich aus ihrer Spezialisierung, ihren 
besonderen Kenntnissen oder Fähigkeiten oder 
früheren Arbeiten ergibt. Im übrigen ist es nicht 
immer möglich, eine Artikel 11 Buchstabe c der 
Richtlinie entsprechende Beschreibung zu liefern, 
da die geschaffenen Gegenstände in technischer 
Hinsicht neuartig sind. 

Wichtig ist, daß die Vorstudien zur Herstellung 
eines Gegenstandes führen, da Aufträge über 
reine Vorstudien nicht unter diese Richtlinie 
fallen. 

Ferner können Aufträge, die mittels dieses Ver- 
fahrens vergeben werden, zur Entwicklung von 
Verfahren führen, die der Inhaber patentieren 
lassen kann und die ihrerseits Aufträge für 
Großserienfertigung nach sich ziehen können, 
ln den Verdingungsunterlagen ist daher unzwei- 
deutig anzugeben, daß der öffentliche Auftrag- 
geber, der diese Vorstudien veranlaßt hat, sich 
das Recht auf Anwendung der während dieser 
Vorstudien entwickelten Verfahren vorbehält 
oder daß die Patente für diese Verfahren ihm 
nicht entgegengehalten werden können. 

d) Dringlichkeitsgründe genügen nach dem Wort- 
laut dieses Buchstabens nicht, um die Anwen- 


j düng des Verfahrens nach Artikel 6 zu recht- 

! fertigen. Diese Gründe müssen außerdem zwin- 

I gend sein. Es handelt sich also um eine „abso- 

: lute“ Dringlichkeit. Aus Dringlichkeitsgründen 

I können daher nur die Aufträge vergeben wer- 

I den, für die der Verwaltung Fristen gesetzt sind, 

I die mit den Fristen des offenen und nicht offenen 

j Verfahrens nicht vereinbar sind. 

I Der Ausdruck „unvorhersehbar" kann weit aus- 

' gelegt werden. Hier sollen nicht nur „Natur- 

! creignisse", „höhere Gewalt", „factum principie" 

usw. erfaßt werden, sondern auch andere Situa- 
tionen, die eine absolute Dringlichkeit begründen 
und die zwar allgemein voraussehbar, aber un- 
ausweichlich sind, beispielsweise eine Verzöge- 
rung infolge einer Regierungskrise. Es muß sich 
also um wirklich unvermeidbare Ereignisse han- 
deln, die nur annähernd vorausgesehen werden 
können. 

Ein Sonderfall eines unvorhersehbaren Ereig- 
nisses kann sich bei Lieferungen stellen, welche 
die Verwaltung anstelle in Verzug befindlicher 
Lieferanten auf deren Kosten und Gefahr durch- 
führen lassen muß. Für die Beendigung der unter- 
brochenen Leistungen müssen absolute Dringlich- 
keitsgründe bestehen, andernfalls ist ein neuer 
Auftrag auszuschreiben. 

e) Damit dieses Verfahren für zusätzliche Liefe- 
rungen angewendet werden kann, müssen 
mehrere Bedingungen erfüllt sein: 

— es muß sich um den ursprünglichen Liefe- 
ranten handeln; 

— die teilweise Erneuerung der vorher geliefer- 
ten Gegenstände muß erforderlich sein; 

— ■ die gelieferten Gegenstände müssen so be- 
schaffen sein, daß ihre Benutzung oder Unter- 
haltung eine spezielle Anwendungstechnik 
erfordert, die eine besondere Ausbildung vor- 
aussetzt. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieses 
Verfahrens ist, daß der öffentliche Auftraggeber 
anderenfalls einen erheblichen und schwer- 
wiegenden Nachteil erleiden würde. Dieser Nach- 
i teil kann technischer Natur sein und beispiels- 
weise mit Schwierigkeiten bei der Unterhaltung 
I Zusammenhängen, oder auch wirtschaftlicher Na- 
; tur sein und sich auf die Ausbildungskosten für 
^ das Personal, das die gelieferten Gegenstände 

^ benutzt oder unterhält, auswirken. 

j f) Der hier vorgesehene Fall hat nur ziemlich ge- 

I ringe Bedeutung. Er betrifft insbesondere Ver- 
I brauchsgüter, die der öffentliche Auftraggeber 

i im eigenen Interesse ohne Einschaltung von Ver- 
mittlern erwirbt. Unter Erwerb an der Börse ist 
ein an einer amtlichen Börse getätigter Kauf zu 
verstehen. 
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Abschnitt II - Gemeinsame Vorschriften über die Be- | 
Schreibung technischer Merkmale | 

I 

Artikel 7 

Die Vorschriften in diesem Abschnitt sollen sicher- 
stellen, daß die technischen Beschreibungen der ; 
Lieferaufträge keine Klausel mit diskriminierender j 
Wirkung enthalten. Es muß vermieden werden, daß 
der öffentliche Auftraggeber durch die technischen 
Beschreibungen bestimmte Bieter oder bestimmte 
Waren gegenüber anderen Bietern oder Waren be- 
günstigen kann. Die gemeinsamen Vorschriften über 
die Beschreibung technischer Merkmale gelten auch 
für die Aufträge, die gemäß den in Artikel 6 vor- 
gesehenen Fällen vergeben werden. 

Abschnitt III - Gemeinsame Bekanntmachungsvor- 
schriften 

Artikel 8 bis 13 

Die Bekanntmachung ist eine der wesentlichen | 
Grundlagen der mit dieser Richtlinie geschaffenen ; 
Regelung. ■ 

Die Bekanntmachung erfolgt: 

— durch ein System gemeinschaftlicher Veröffent- 
lichungen der öffentlichen Lieferaufträge, nach 
dem jeder Mitgliedstaat der EWG zur Bekannt- 
machung verpflichtet ist, um den Wettbewerb in 
der Gemeinschaft zu fördern; 

— durch detaillierte Ausarbeitung der Verdingungs- 
unterlagen sowie der besonderen Unterlagen für 
den Einzelauftrag, so daß die interessierten Liefe- 
ranten vor Abschluß des Vertrags die Bedingun- 
gen und Einzelheiten zur Kenntnis nehmen kön- 
nen. Zu diesem Zweck kann jeder interessierte 
Lieferant auf Anfrage Kenntnis von den beson- 
deren Unterlagen für den Auftrag erhalten. 

Die durch die Richtlinie eingeführte Bekanntmachung 
ist grundsätzlich obligatorisch, allgemein und voll- 
ständig. 

— Sie ist obligatorisch, da unabhängig von der vom 
öffentlichen Auftraggeber gewählten Vergabeart 
(Artikel 4) alle Ausschreibungen veröffentlicht 
werden müssen, wenn der in Artikel 5 vorge- 
sehene Betrag erreicht ist. 

Von der Bekanntmachungspflicht sind allein die 
Aufträge ausgenommen, die wegen ihres Aus- 
nahmecharakters nach dem Verfahren gemäß 
Artikel 6 vergeben werden. Im übrigen behält 
der öffentliche Auftraggeber auch in diesem Fall 
das Recht zur Bekanntmachung (Artikel 14). 

Ferner müssen die in Artikel 11 genannten An- 
gaben in die Verdingungsunterlagen oder das 
Begleitschreiben aufgenommen werden. 

— Die Bekanntmachung ist allgemein, und zwar in 
räumlicher und personeller Hinsicht. 


Die Bekanntmachung von Aufträgen erfolgt auf 
Gemeinschaftsebene durch eine Veröffentlichung 
im „Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften". 
Dadurch wird eine unzureichende oder verspäte- 
te Information der Lieferanten in den übrigen 
Mitgliedstaaten vermieden. Da das Grundprinzip 
die möglichst weite Verbreitung ist, bleibt jede 
weitere Bekanntmachung auf nationaler Ebene 
möglich und wünschenswert, sofern sie nicht 
unter Bedingungen erfolgt, die eine 'Präferenz 
zugunsten der inländischen Lieferanten schaffen. 

Der allgemeine Charakter der Bekanntmachung 
ergibt sich aber auch daraus, daß diejenigen 
wesentlichen Einzelheiten des Auftrags, die in 
der Bekanntmachung nicht aufgeführt werden, 
in den Verdingungsunterlagen enthalten sein 
und allen Lieferanten durch Übersendung des 
betreffenden Dokuments auf Anfrage zur Kennt- 
nis gebracht werden müssen. 

— Die Veröffentlichung muß vollständig sein. Alles 
für den Auftrag Wesentliche muß in der Bekannt- 
machung oder in den Verdingungsunterlagen ge- 
mäß Artikel 13 und 14 angeführt werden, so daß 
der interessierte Lieferant im voraus mit Sicher- 
heit wissen kann, welche Gründe für die An- 
nahme oder den Ausschluß seines Angebots 
maßgeblich sein können (Artikel 13, 14 und 15). 
Anderenfalls könnte die Ermessensfreiheit des 
Auftraggebers sich zugunsten der inländischen 
Bieter auswirken. Diesem allgemeinen Grundsatz 
entspricht a contrario ein stillschweigendes Ver- 
bot, andere nicht in der Bekanntmachung und 
den sonstigen vertraglichen Dokumenten festge- 
legte Bedingungen zu stellen. 

Im Vergleich zu den derzeit in den Mitglied- 
staaten geltenden nationalen Vergabeordnungen 
enthalten die gemeinsamen Bekanntmachungs- 
vorschriften in Abschnitt III eine grundlegende 
Neuerung. Während die Bekanntmachung der 
Ausschreibung nach diesen Ordnungen grund- 
sätzlich nur bei offenen Verfahren erfolgt, wird 
sie nunmehr für die nicht offenen Verfahren 
obligatorisch. Dafür gibt es zwei Gründe. Mit der 
fortschreitenden Spezialisierung innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes wird es immer häufiger 
notwendig, ausländische Unternehmen in An- 
spruch zu nehmen. Andererseits dürfen tech- 
nische Gründe, die nicht offene Verfahren recht- 
fertigen, keine Beschränkung des Wettbewerbs 
auf Gemeinschaftsebene nach sich ziehen. Sie 
setzen im Gegenteil eine möglichst umfassende 
und weitgehende Erschließung des gesamten Ge- 
meinsamen Marktes voraus, so daß das Unter- 
nehmen festgestellt werden kann, das die tech- 
nischen Bedingungen des jeweiligen Auftrags 
am besten erfüllt. 

Um die Einhaltung der sehr kurzen Fristen für 
die Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu ermöglichen, werden 
die Vergabebehörden verpflichtet, die Bekannt- 
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machungcn dem Amt für amtliche VerÖffent- j 
lichungen der Europäischen Gemeinschaften | 
durch Fernschreiben oder Telegramm zu über- i 
senden. Die Veröffentlichimgskosten werden den : 
V^ergabebehörden in Rechnung gestellt, j 

Artikel 14 ' 

Der Ausdruck „die nicht der Veröffentlichungspflicht | 
unterliegen" bezieht sich im wesentlichen auf die | 
Aufträge, die gemäß den in Artikel 6 vorgesehenen | 
Fällen vergeben werden. 

Die dem öffentlichen Auftraggeber zuerkannte Be- 
kanntmachungsbefugnis, der eine Veröffentlichungs- 
pflicht seitens des ABEG entspricht, kann bei der 
Vergabe dieser Aufträge ausgeübt werden, sofern 
deren Volumen mindestens 60 000 RE erreicht. 

Abschnitt IV - Gemeinsame Teilnahmebestimmungen 

Artikel 15 | 

Die gemeinsamen Teilnahmebestimmungen sind mit 
den Bekanntmachungsvorschriften der Angelpunkt j 
der mit der Richtlinie eingeführten Regelung. Sie 
dienen den Öffentlichen Auftraggebern als Be- 
urteilungsgrundlage bei der Wahl des Vertrags- 
partners und der Erteilung des Zuschlags. 

Um die gleichberechtigte Teilnahme der Lieferanten 
der sechs Länder an den in jedem Mitgliedstaat ver- 
gebenen Aufträgen sicherzustellen, müssen objek- 
tive Teilnahmekriterien festgesetzt werden, so daß 
die Unternehmen, deren Angebote diesen Kriterien 
entsprechen, tatsächlich Zugang zum Markt erhalten. , 
Die Richtlinie enthält zur Erfüllung dieser Voraus- | 
Setzung folgende Bestimmungen: 

a) Verbindliche Festlegung und Definition der ver- 
schiedenen Kriterien, die von den öffentlichen ' 
Auftraggebern zugrunde gelegt werden können, 
um die Eignung eines Lieferanten für einen Auf- j 
trag (Auswahl) zu beurteilen und nach Erhalt der i 
Angebote den Zuschlag zu erteilen (Zuschlag). 

b) Festlegung der Bedingungen für die Anwendung 
dieser Kriterien, damit eine möglichst weitgehen- 
de Objektivität gewährleistet ist. 

Zu diesem Zweck werden die Teilnahmekriterien in | 
Artikel 15 in Eignungskriterien und Zuschlagskrite- 
rien unterteilt. 

Die Eignungskriterien beziehen sich auf die Person 
des Bieters und ermöglichen es der Verwaltung, die 
Rechtsfähigkeit sowie die technische und wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit zur Er- 
füllung des Vertrags, zu beurteilen. 

Die Zuschlagskriterien betreffen das Angebot selbst, 
dessen Vorteile der Auftraggeber anhand der darin 
gemachten Angaben beurteilen kann. 

Um die Eignung des Lieferanten zu prüfen, wird 
lediglich festgestellt, ob bestimmte Voraussetzungen 


erfüllt sind. Während bisher der Öffentliche Auftrag- 
geber die Eignung des Lieferanten fast völlig nach 
eigenem Ermessen beurteilte, wird nunmehr über- 
prüft, ob die Leistungsfähigkeit des Lieferanten mit 
den im voraus in der Ausschreibung festgelegten 
Kriterien übereinstimmt. Der öffentliche Auftrag- 
geber wählt diese Kriterien unter den vom Gesetz- 
geber festgelegten Kriterien aus (Artikel 17 bis 21). 

Die Prüfung des Angebots steht zwar nicht im Er- 
messen des öffentlichen Auftraggebers, doch ist 
dieser von Natur aus dabei weniger gebunden als 
bei der Prüfung der Lieferanten auf ihre Eignung. 
Die Merkmale und Bedingungen für die Ausführung 
der Lieferung werden zwar im voraus in der Be- 
kanntmachung und in den Verdingungsunterlagen 
festgelegt, aber erst durch eine vergleichende Prü- 
fung der Angebote kann ermittelt werden, in wel- 
cher Weise sie in jedem Angebot berücksichtigt 
sind. Diese Prüfung kann sich nicht auf Zahlen- 
angaben, also absolut objektive Daten stützen. 

Bei einem Vergleich des vorgeschlagenen Systems 
mit den derzeit geltenden Regelungen ist festzu- 
stellen, daß nach diesen sowohl bei der Beurteilung 
der Eignung der Lieferanten als auch bei der Prü- 
fung der Angebote Diskriminierungen möglich sind, 
während die Richtlinie den Ermessensspielraum der 
Verwaltung bei der ersten Kategorie der Kriterien 
aufhebt und den verbleibenden Spielraum bei der 
Prüfung des Angebots einschränkt. 

Daraus ergibt sich, daß in den Fällen, in denen das 
Kriterium des niedrigsten Angebotspreises ange- 
wandt wird (Artikel 22 Absatz 1 erster Unterabsatz) 
der Zuschlag automatisch erfolgt. Bei der Auswahl 
der Bewerber wird streng objektiv nach Kapitel I 
vorgegangen, und die Prüfung des Angebots besteht 
lediglich in einem einfachen Rechenvorgang, näm- 
lich dem Vergleich der Preisvorschläge. Dem öffent- 
lichen Auftraggeber wird in diesem Falle jegliche 
Ermessensbefugnis genommen. Wird dagegen der 
Grundsatz des günstigsten Angebots angewandt 
(Artikel 22 Absatz 1 zweiter Unterabsatz), so ist es 
unvermeidbar, daß ihm beim Vergleich der Ange- 
bote eine gewisse Ermessensfreiheit verbleibt, die 
jedoch stets nachträglich vom Beratenden Ausschuß 
überprüft werden kann. Dieser durch die Bauver- 
gaberichtlinie eingesetzte Ausschuß ist befugt, sich 
unter den gleichen Bedingungen mit den Problemen 
zu befassen, welche die Richtlinie „Lieferaufträge" 
aufwirft. 

Es ist festzustellen, daß beide Vorgänge, Auswahl 
der Lieferanten und Beurteilung der Angebote, nur 
logisch und nicht chronologisch einander folgen. 
Nach der gegenwärtigen Praxis der Mitgliedstaaten 
werden die beiden Arten von Kriterien häufig unab- 
hängig voneinander in ganz bestimmten Phasen des 
Vergabeverfahrens geprüft, zuweilen aber (Deutsch- 
land, Niederlande) erfolgt die Auswahl aufgrund 
einer Gesamtbeurteilung, und die Kriterien werden 
innerhalb einer einzigen Phase des Verfahrens 
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gleichzeitig geprüft. Die im zweiten Absatz gewählte 
Formulierung schließt daher keineswegs aus, daß 
die beiden Vorgänge gleichzeitig oder sogar in um- 
gekehrter Reihenfolge abgewickelt werden. 

Artikel 16 

Dieser Artikel regelt bei den nicht offenen Ver- 
fahren die Phase, in der der öffentliche Auftrag- 
geber anhand der Bewerbungen im Anschluß an die 
Bekanntmachung gemäß Artikel 10 bis 12 die Be- 
werber auswählen muß, die eine Aufforderung zur 
Angebotsabgabe erhalten sollen. Hierbei genießt 
er eine gewisse Freiheit. Es wäre nämlich unlogisch, 
alle Bewerber aufzufordern, da damit jeglicher 
Unterschied zwischen diesem und dem offenen Ver- 
fahren aufgehoben würde. 

Allerdings muß diese Freiheit entsprechend den 
Zielen der Richtlinie eingeschränkt werden. 

1. Bei der Bestimmung der Bewerber, die eine Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe erhalten, darf 
keine Diskriminierung erfolgen. Dies ist ein all- 
gemeiner Grundsatz, der sich aus dem Geist der 
Richtlinie und ihren Rechtsgrundlagen ergibt. 

2. Alle ausgewählten Bewerber müssen die in An- 
tikei 17 bis 21 niedergelegten Voraussetzungen 
erfüllen. Damit ist ausgeschlossen, daß ein Be- 
werber vorgezogen wird, der die geforderte Eig- 
nung nicht besitzt. 

In Absatz 2 werden die Mitgliedstaaten auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, insbesondere in der 
zweiten Phase der nicht offenen Verfahren, die 
Verpflichtungen zu erfüllen, die der Vertrag hin- 
sichtlich des freien Warenverkehrs und der Schaf- 
fung gleicher Wettbewerbsbedingungen vor- 
schreibt. 

Kapitel I - Eignungskriterien 
Artikel 17 

Dieser Artikel legt die Gründe für den Ausschluß 
von Lieferanten fest. Der öffentliche Auftraggeber 
entscheidet nach freiem Ermessen über die Zulas- 
sung der Lieferanten, auf welche die Buchstaben a 
bis f zutreffen. 

Diese mit den Worten „können ausgeschlossen wer- 
den" umschriebene Möglichkeit kommt nur dann 
zum Tragen, wenn begründete Zweifel an der Eig- 
nung des Lieferanten zur Ausführung des Auftrags 
bestehen. Die Aufzählung in Artikel 17 ist daher als 
erschöpfend zu betrachten und läßt keine ausdeh- 
nende oder sinngemäße Auslegung zu. 

Von dieser Möglichkeit kann bei jedem einzelnen 
Auftrag Gebrauch gemacht werden, denn der öffent- 
liche Auftraggeber ist keineswegs durch die Ent- 
scheidungen anderer inländischer oder ausländischer 


Auftraggeber bei der Vergabe eines anderen Auf- 
trags gebunden. 

Schließlich bedeutet das Wort „können" zu Beginn 
des Artikels, daß einzelstaatliche Regelungen, die 
enger als die Richtlinie sind, nicht geändert zu wer- 
den brauchen, wenn sie der Verwaltung eine Ent- 
scheidungsfreiheit einräumen, die mit der dem 
öffentlichen Auftraggeber in Artikel 17 zugestande- 
nen, sehr weit reichenden Freiheit vereinbar ist. 
Wenn beispielsweise in einigen Mitgliedstaaten der 
Konkurs als eine gesetzliche Voraussetzung für den 
Ausschluß gilt, so können die diesbezüglichen Be- 
stimmungen beibehalten werden, da die in der Richt- 
linie im Interesse der Vorgabestelle vorgesehene 
Möglichkeit weitgehender ist als die Verpflichtung 
zum Ausschluß des Lieferanten bei Konkurs. 

Die einzelnen Buchstaben des Artikels bedürfen 
folgender Erläuterungen: 

Buchstaben a und b: Diese Buchstaben behandeln sehr 
unklare Situationen, in denen die Eignung des Liefe- 
ranten zur Ausführung des Auftrags zumindest in 
Frage steht, da diese Eignung durch bestimmte ge- 
setzliche oder gerichtliche Maßnahmen aufgehoben 
oder eingeschränkt ist. Lieferanten, die sich in einer 
entsprechenden Lage befinden, können grundsätz- 
lich nicht bzw. nur mit Genehmigung oder Unter- 
stützung eines gesetzlich vorgesehenen Organs Ver- 
träge abschließen. Ihr Privatvermögen oder das Ver- 
mögen des Unternehmens ist völlig oder teilweise 
zur Abfindung der Gläubiger bestimmt. 

Buchstabe c: Der öffentliche Auftraggeber entschei- 
det unter Berücksichtigung des sich aus dem Urteil 
ergebenden Sachverhalts, ob der Lieferant gegebe- 
nenfalls aus Gründen verurteilt wurde, die seine 
berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen. Dieser 
Ausdruck ist weit auszulegen und bezieht sich auf 
die gesamte Persönlichkeit des Lieferanten im Ver- 
hältnis zu seiner beruflichen Tätigkeit (Ehrlichkeit, 
Zuverlässigkeit usw.). 

Das Recht des öffentlichen Auftraggebers, Bieter 
auszuschließen, kann bei noch laufenden Verfahren 
nicht geltend gemacht werden. 

Buchstabe d: Auch in diesem Fall wird der Aus- 
schluß durch berufliche Gründe gerechtfertigt. Der 
Ausdruck „berufliche Tätigkeit" ist jedoch enger 
auszulegen als im vorstehenden Buchstaben und be- 
zieht sich vor allem auf die spezifische Tätigkeit des 
Lieferanten. 

Es handelt sich hier nicht um strafrechtliche Ver- 
gehen. Die schwere Verfehlung muß ferner nicht 
unbedingt gerichtlich festgestellt worden sein. Die 
Verwaltung kann daher von jeder Beweismöglich- 
keit Gebrauch machen. 

Buchstabe e: Den von den Lieferanten verlangten 
Auskünften kommt eine so große Bedeutung zu, daß 
es möglich sein muß, denjenigen Lieferanten, der bei 
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einer früheren Ausschreibung falsche Angaben ge- 
macht hat, von der Vergabe auszuschließen. | 

Mit den in den Absätzen 2, 3 und 4 enthaltenen Er- 
läuterungen zur Frage des Nachweises werden in- 
zwischen klassisch gewordene Bestimmungen aus 
den vom Rat erlassenen Richtlinien im Bereich des 
Niederlassungsrechts und des Dienstleistungsver- 
kehrs übernommen. Diese Bestimmungen sind Teil 
des positiven Rechts der Mitgliedstaaten. | 

Artikel 18 i 

Wünscht der öffentliche Auftraggeber, daß die sich 
an den Aufträgen beteiligenden Lieferanten den 
Nachweis ihrer Eintragung im Berufsregister ihres 
Landes erbringen, so muß er dies in den Verdin- i 
gungsunterlagen angeben (Artikel 12 Buchstabe f). 
Da dem Lieferanten hiermit eine Verpflichtung auf- 
erlegt wird, muß sie ihm vor der Vergabe des Auf- 
trags bekannt sein. 

Artikel 19 

Dieser Artikel behandelt die Kriterien der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit des 
Lieferanten sowie die entsprechenden Nachweise. 
Es muß überprüft werden, ob der Lieferant wirt- 
schaftlich und finanziell in der Lage ist, die Durch- 
führung des Auftrags zu übernehmen und die ver- 
schiedenen damit verbundenen Risiken zu tragen. 

Die Überprüfung erfolgt aufgrund der in der Be- 
kanntmachung genannten Nachweise. Grundsätzlich 
handelt es sich um die in dieser Bestimmung unter 
a bis c aufgeführten Nachweise. Allerdings ist diese 
Aufzählung nicht erschöpfend. Der öffentliche Auf- 
traggeber kann andere Nachweise fordern, voraus- 
gesetzt, daß sie beweiskräftig und nicht diskrimi- 
nierend sind. Das Risiko einer Diskriminierung dürf- 
te sehr gering sein, da die Angaben in der Bekannt- 
machung genannt werden; jegliche Diskriminierung 
könnte von den Betroffenen vorgebracht werden. 

Es können alle oder nur ein Teil der Nachweise 
gefordert werden. Können sie vom Lieferanten nicht 
beigebracht werden, so kann dieser alle sonstigen 
Unterlagen zum Nachweis seiner wirtschaftlichen 
und finanziellen Leistungsfähigkeit vorlegen. Es 
handelt sich darum, ihm die Möglichkeit zum Nach- 
weis seiner Leistungsfähigkeit zu geben, so daß für 
den öffentlichen Auftraggeber die begründete Aus- 
sicht besteht, daß der Lieferant den Auftrag aus- 
führen kann. 

Die in Absatz 1 genannten Buchstaben bedürfen 
folgender Erläuterungen: 

Buchstabe a: Es handelt sich um Bescheinigungen 
oder ähnliche Dokumente zum Nachweis der Zah- 
lungsfähigkeit. 

Buchstabe c: Es handelt sich um eine Erklärung, aus 
der sowohl der Gesamtumsatz als auch der Umsatz 
von Lieferungen ersichtlich ist, die Gegenstand der 
Ausschreibung bilden. 


Artikel 20 und 21 

Die technische Leistungsfähigkeit des Lieferanten 
wird anhand der in der Bekanntmachung genannten 
Nachweise überprüft. Als Nachweise können gleich- 
zeitig oder wahlweise nur die in den Buchstaben a 
bis c erschöpfend aufgezählten Angaben verlangt 
werden. Um die Richtigkeit der Nachweise zu über- 
prüfen, kann der öffentliche Auftraggeber, wenn er 
die Leistungsfähigkeit und die Größe des Betriebs 
des Lieferanten kennenlernen will, an Ort und Stelle 
eine Überprüfung vornehmen. 

Kapitel 2 - Zuschlagskriterien 

Artikel 22 

In Absatz 1 dieses Artikels wird festgelegt, nach 
welchen Kriterien der öffentliche Auftraggeber den 
Zuschlag erteilen kann. 

Es sind zwei Möglichkeiten vorgesehen; 

1. Ausschließliches Kriterium ist der Preis; den Zu- 
schlag erhält in diesem Fall der Bieter, der das 
rechnerisch niedrigste Angebot abgegeben hat. 
Bei diesem von Natur aus objektiven Kriterium 
ist keine Diskriminierung möglich. 

2. Außer dem Preis können andere Kriterien be- 
rücksichtigt werden: bei diesem System erhält 
das wirtschaftlich günstigste Angebot den Zu- 
schlag. Das Angebot wird hierbei anhand mehre- 
rer Kriterien beurteilt, die im ersten Absatz 
zweiter Gedankenstrich nicht erschöpfend aufge- 
zählt werden. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß es sich bei den Be- 
triebskosten um ein globales Kriterium handelt, das 
sich in mehrere Kriterien unterteilen läßt, die ein- 
zeln berücksichtigt werden können (Betriebsbereit- 
schaftskosten, Unterhaltungskosten, geschätzte Ab- 
schreibung nach der mutmaßlichen Benutzungs- 
dauer). 

Die obengenannten Kriterien müssen vorher in den 
Verdingungsunterlagen genannt werden (Artikel 12 
Buchstabe c). Der Lieferant kann somit ein Angebot 
abgeben, das den von der Verwaltung gewählten 
Kriterien entspricht, und diese wiederum kann den 
Zuschlag nur nach diesen Kriterien erteilen. Aller- 
dings behält der öffentliche Auftraggeber, wie be- 
reits in den Erläuterungen zu Artikel 15 dargelegt 
wurde, eine gewisse Ermessensfreiheit, da den Lie- 
feranten nicht bekannt ist, welche Bedeutung jedem 
einzelnen Kriterium beigemessen wird. Es ist dem 
öffentlichen Auftraggeber freigestellt, diese 
Kriterien mit einem Koeffizienten zu versehen, der 
ihre relative Bedeutung ausdrückt, so daß die An- 
gebote völlig vergleichbar werden (Absatz 2). 

Absatz 4 enthält eine Bestimmung, die einen für den 
öffentlichen Auftraggeber besonders heiklen Fall 
regeln soll: nämlich den Fall, daß die von den 
Bietern eingereichten Angebote so günstige Preise 
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enthalten, daß sie als nicht seriös in Frage gestellt 
werden müssen und Zweifel an der Fähigkeit des 
Lieferanten zur Ausführung des Auftrags erlaubt 
sind. In Italien besteht ein Verfahren sui generis, 
des sogenannten „geheimen Umschlags“, das den 
Ausschluß derartiger Angebote ohne weitere Förm- 
lichkeiten ermöglicht. Da bei diesem Verfahren die 
Gefahr einer Diskriminierung auf Gemeinschafts- 
ebene besteht, so muß Italien es innerhalb ähnlicher 
Fristen wie für die öffentlichen Bauaufträge auf- 
heben. Daraus ergibt sich aber die Notwendigkeit, 
das Problem der anomal niedrigen Angebote auf 
einer gemeinsamen Grundlage für Italien und die 
übrigen Länder der Gemeinschaft zu regeln. Diesem 
Zweck dient Absatz 4, der die Ausschaltung solcher 
Angebote nach gründlicher Prüfung der Einzelheiten 
des Angebots und der auf Anforderung des öffent- 
lichen Auftraggebers vom Bieter gelieferten An- 
gaben erlaubt. Im Falle einer Ablehnung des Ange- 
bots muß die Verwaltung ihre Entscheidung be- 
gründen. 
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